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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale 
Beziehungen 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, 
Inge Aures, Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. SPD 
Drs. 17/19313 

Auf ein Anwendungsverbot antisemitischer kuwai-
tischer Gesetze auf europäischen Flughäfen hin-
wirken 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Än-
derungen durchgeführt werden: 

1. In Absatz 2 werden nach dem Wort „auf,“ die 
Wörter „zu prüfen, ob es möglich ist,“ einge-
fügt. 

2. In Absatz 3 wird das Wort „nötigenfalls“ ge-
strichen und durch die Wörter „darauf hinzu-
wirken, im Falle derartigen Verhaltens“ er-
setzt. 

Berichterstatter: Georg Rosenthal 
Mitberichterstatter: Dr. Franz Rieger 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bundes- 
und Europaangelegenheiten sowie regionale 
Beziehungen federführend zugewiesen. Der 
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen und der Ausschuss für Verfassung, Recht 
und Parlamentsfragen haben den Antrag mit-
beraten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 68. Sitzung am 5. Dezember 2017 
beraten und e i n s t im m i g  mit den in I. ent-
haltenen Änderungen Zustimmung empfohlen.  

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Antrag in seiner 178. Sitzung 
am 24. Januar 2018 mitberaten und e i n -
s t im m i g  der Beschlussempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses zugestimmt mit 

der Maßgabe, dass der Absatz 3 folgende 
Fassung erhält: "Ferner fordert der Landtag 
die Staatsregierung auf, gegenüber Kuwait 
Airways diese Haltung unmissverständlich 
zum Ausdruck zu bringen und darauf hinzu-
wirken, dass in derartigen Fällen diskriminie-
rendes Geschäftsgebaren unterbunden wird.“ 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen hat den Antrag in seiner 
82. Sitzung am 8. Februar 2018 mitberaten 
und e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung 
des federführenden Ausschusses zugestimmt. 

Dr. Franz Rieger 
Vorsitzender 

 


